Rede von Nuray Yildirim in der Stavo am 26.02.07 zu den Plänen die Stadtwerke zu privatisieren 
Herr Stadtverordnetenvorsteher, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Gäste,

Auf-Kassel ist gegen eine Privatisierung der Stadtwerke oder von Teilen davon. Ohne wenn und aber. Ein kommunaler Trägerverbund von dem die SPD spricht ist nicht in Sicht Und deshalb ist die Diskussion darüber nur Augenwischerei.
Man erzählt immer, das strukturierte Bieterverfahren sei Ergebnis offen. Das stimmt nicht. Sie wollen verkaufen. Es wird nur noch geprüft, unter welchen Bedingungen sich ein Verkauf der Stadtwerke oder von Teilen lohnt. Und das, obwohl Sie genau wissen, dass die Privatisierung nur negative Auswirkungen auf die betroffenen Bürger und die Beschäftigten haben wird. 

Wegen des Protestes und des Drucks der Beschäftigten der Stadtwerke, anderer Bürger und von ver.di, ist jetzt die Taktik des Magistrat abzuwarten. Bis sich die Lage wieder beruhigt hat.
Aber aufgeschoben ist bekanntlich nicht aufgehoben. 

Es sieht so aus, dass jetzt die Taktik ist abzuwarten, bis sich die Lage wieder beruhigt hat. Wir fordern Sie auf, Herr Hilgen, sich in der heutigen Sitzung klar und eindeutig gegen die Privatisierung der Stadtwerke und anderer städtischer Einrichtungen auszusprechen. Und diese auch für die Zukunft auszuschließen. 

Dann wäre dieses Thema wenigstens vorerst vom Tisch.

Aber ich vermute mal, dass Sie das nicht tun werden.

Prof. Bontrup von der Fachhochschule Gelsenkirchen hat im November 2006 öffentlich ein Gutachten vorgestellt. Im Auftrag von ver.di hat er sich mit den Folgen eines möglichen Verkauf der Stadtwerke beschäftigt. Herr Barthel hat in einer Diskussionsrunde gestern versucht dieses Gutachten als unwissenschaftlich abzuqualifizieren. Das ist ganz schön anmaßend, wenn man an die ganzen Privatisierungspleiten in Kassel denkt, wie die Parkuhrenaffäre oder das Chaos mit den gelben Säcken. 

Selbstmord aus Angst vor dem Tod, so nannte Herr Bontrup die Privatisierung kommunaler Einrichtungen. 

Gewinn bringende, für die Versorgung der Bürger der Stadt wichtige Einrichtungen sollen verkauft werden. An Konzerne, die nur ein einziges Ziel verfolgen höhere Profite zu machen. Wenn Sie also weiter an Ihren Plänen festhalten, dass heißt das, dass Ihnen das Wohl der Bürger in Kassel egal ist.
Wenn Sie trotzdem  weiter an Ihren Plänen festhalten, dann heißt das nur, dass Ihnen das Wohl der Bürger in Kassel egal ist. 

In einigen Stadtteilen in Kassel haben Anfang des Jahres Mieter wegen unverschämt hoher Nebenkostenabrechnungen protestiert. Folgen der Preistreiberei des Energiekonzerns E.ON. 

Und sie vom Magistrat wären bereit die Versorgung der Kasseler Bürger in die Hände dieses oder eines anderen aggressiven Multis zu geben.  

Hier noch ein paar andere Punkte aus dem Gutachten sagen. Zum Abbau der städtischen Schulden taugt ein Verkauf nicht.

Herr Bontrup rechnet vor, dass  rund 112 Mio. €  als einmaliger Erlös erzielt werden könnten. Was die Schulden der Stadt von 800 Mio. € nur unwesentlich senken würde. 

Als Folge des Verkaufs rechnet Herr Bontrup mit Kaufkraftverlusten ca. 180 Mio. € jährlich und 5-6 Millionen € Mindereinnahmen. 

Was für ein tolles Geschäft! 

Von über 300 Entlassungen wird als weitere Folge einer Privatisierung ausgegangen. Auch die 75 Ausbildungsplätze sieht Herr Bontrup in Gefahr. 

Herr Barthel erzählt bei jeder Gelegenheit,  dass Kassel Arbeitsplätze braucht. Durch die Privatisierung der Stadtwerke jedenfalls werden Arbeitsplätze vernichtet
Die Struktur der KVV wäre in Gefahr, was sich auf den öffentlichen Nahverkehr auswirken wird. Denn wer wird die Defizite der KVG übernehmen? Es ist also mit Stilllegung von Strecken, Preiserhöhungen und Entlassungen bei der KVG und NVV zu rechnen. 

Es sind ausschließlich die Käufer,  die Vorteile aus dem Verkauf ziehen werden.

Bis 300 000 € will der Magistrat für das gesamte Verfahren ausgeben. In unseren Augen wird hier Geld zum Fenster hinaus geworfen.

AUF-Kassel ist der Meinung, dass der Rückkauf  der Vattenfall-Anteile geprüft werden muss. Die Versorgung der Bürger darf nicht in die Hände profitgieriger Konzerne gelangen. Die bisherigen Leistungen der Grundversorgung müssen erhalten und im Sinne der Bürger in Kassel verbessert werden. 
Es darf keinen Abbau von Arbeitsplätzen bei den kommunalen Einrichtungen in Kassel geben

Herr Hilgen von Ihnen erwarte ich heute eine klare Antwort, ob Sie trotz der negativen Folgen für die Bürger der Stadt weiter an den Plänen festhalten, die Stadtwerke oder Teile davon zu verkaufen. 

Vielen Dank 
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